
A Z  FL-9494 Schaan 115. Jahrgang Nr. 133 Freitag, 18. Juni 1993 

iHedifenftcmer affolteblcttt 
Adresse: Feldkircher Strasse 5,9494 Schaan • Telefon (075) 232 42 42 • Fax Redaktion (075) 232 29 12 • Fax Inserate (075) 232 95 46 • Amtliches Publikationsorgan 80 Rp.  

AKTUELL 
Mlsstrauensantrag 

Tokio (spk) Die drei grössten ja
panischen Oppositionsparteien ha
ben am Donnerstag erwartungs-
gemäss einen Misstrauensantrag ge
gen die Regierung Kiichi Miyazawa 
eingebracht. Sie sind der Ansicht, er  
sei von den zugesagten politischen 
Reformen abgerückt. Miyazawa 
hatte bei seinem Amtsantritt Ende 
1991 unter anderem die Reform des 
Wahlrechts versprochen, um mit 
Korruptions- und Finanzskandalen 
aufzuräumen. Vorgezogene Wahlen 
werden für den Herbst oder  Ende 
des Jahres nicht mehr ausgeschlos
sen. 

Zehn Tote in Algerien 
Algier (spk) Nach Angaben der 

Behörden in Algier vom Mittwoch 
abend wurden bei Schierssereien in 
Algerien zehn Menschen erschos
sen. In Laghouat wurden sieben 
Menschen getötet. Fundamentali
sten hätten in der  Nacht auf den 
Dienstag das Feuer aus einem Hin
terhalt eröffnet und drei Polizisten 
und zwei Zivilisten getötet. Bei der 
Schiesserei seien auch zwei Mos
lemkämpfer getötet worden. Zu
dem sei in Kolea ein Gerichtspräsi
dent erschossen worden. 

Kabinett vereidigt 
München (spk) In Bayern ist am 

Donnerstag die christlich-soziale 
Regierung von Minsterpräsident 
Edmund Stoiber vereidigt worden. 
Die Opposition im Landtag kriti
sierte anschliessend die neue politi
sche Führungsriege. Die Sozialde
mokraten (SPD) vermissten Kom
petenz und Führungskraft, die Grü
nen sprachen von einem Kabinett 
des frauenlosen Mittelmasses, die 
Liberalen (FDP) von einem Notka
binett. 

Einsatz für Menschenrechte und für das Selbstbestimmungsrecht 
Scharfe Stellungnahmen zum Krieg in Bosnien - Rede von Regierungschef Markus Büchel an der UNO-Menschenrechtskonferenz in Wien 

«Die grundlegenden Menschenrechte 
sind unveräusserlich und stehen jedem 
menschlichen Wesen ohne Unterschied 
zu.» Dies erklärte Regierungschef Mar
kus Büchel am Donnerstag abend vor 
der UNO-Menschenrechtskonferenz in 
Wien. Er setzte sich besonders für die 
Durchsetzung der Menschenrechte für 
alle Menschen, unabhängig von ihrer 
Abstammung, Zugehörigkeit, Ge
schlecht oder Rasse, ein. Ausserdem 
wies er auf das Selbstbestimmungsrecht 
der Völker hin, wie das in der Initiative 
von Fürst Hans-Adam II. zum Ausdruck 
kommt. 

Vor der  UNO-Menschenrechtskonfe-
renz hatte Regierungschef Markus 
Büchel darauf hingewiesen, dass Liech
tenstein als kleiner Staat vom Recht ab
hängig sei, da  es seine Rechte und Inter
essen nicht mit Gewalt durchsetzen kön
ne. In Übereinstimmung mit dieser Er
klärung gab er zu verstehen, dass die 
Durchsetzung der Menschenrechte ein 
grundlegendes Anliegen der Völkerge
meinschaft darstelle. Mit deutlichen 
Worten setzte e r  sich für eine Beendi
gung des Völkermordens im ehemaligen 
Jugoslawien ein und betonte die Not
wendigkeit, die Menschenrechtstätigkeit 
im-gesamten UNO-System zu stärken. 
Dem Menschenrechtszentrum sollte ein 
höherer Beitrag der  UNO zukommen, 
forderte er in seiner Rede, die wir auf 
Seite 3 der  heutigen Ausgabe publizie
ren, damit es eine Aufgaben wirksamer 
wahrnehmen könne. 

Stellungnahme zu Bosnien 

Die islamischen Staaten wollen an der  
Menschenrechtskonferenz in Wien eine 
Entschliessung zugunsten Bosnien-Her
zegowinas durchsetzen, in de r  die inter
nationale Gemeinschaft zur Hilfe für die 
Moslems aufgerufen wird. De r  Entwurf, 

Regierungschef Markus Büchel (rechts) stattete gestern am Rande der UNO-Menschenrechtskonferenz in Wien dem österreichi
schen Bundespräsidenten Dr. Thomas Klestileinen Höflichkeitsbesuch ab. (AP-Funkbild) 
der  am Donnerstag ih Wien vorgestellt 
wurde, soll mit den  StSaatengruppen be
raten und dann dem . Plenum vorgelegt 
werden. 

Die Menschenrechtskonferenz habe 
eine moralische Verantwortung, eine 
Stellungnahme zu diesem «Genozid» ab

zugeben, sagte der  Pakistaner Shaukat 
Umar als Sprecher der  Islamischen Kon
ferenz . 

Im Entwurf werden «die anhaltende 
Aggression gegen die Republik Bosnien-
Herzegowina, die verabscheuungswürdi-
ge Praxis der  ethnischen Säuberung, 

Kriegsverbrechen und Verbrechen ge
gen die Menschlichkeit, besonders die 
Ausrottung der moslemischen Bevölke
rung» scharf verurteilt. 

Der UNO-Sicherheitsrat wird aufge
rufen, notfalls mit Gewalt dafür zu sor-: 

gen, dass die Serben die von ihnen er
oberten Gebiete zurückgäben. 

Schweiz forscht 
nach EWR-Folgen 

Bern (spk) Der  Schweizer Bundesrat 
will die wirtschaftlichen Folgen des 
EWR-Neins vom 6. Dezember von un
abhängigen Fachleuten untersuchen las
sen. Dies gab die Regierung am Mitt
woch nachmittag anlässlich eines ausser
ordentlichen von Wattenwyl-Gesprächs 
bekannt. 

Die monetären und wirtschaftlichen 
Folgen des EWR-Neins können noch 
nicht abschliessend beurteilt werden, da  
das EWR-Abkommen noch nicht in 
Kraft ist. Nach Ansicht des Bundesrates 
seien aber bereits psychologische Aus
wirkungen spürbar, teilte Regierungs-
Sprecher Achille Casanova am Donners
tag mit. Der Bundesrat beabsichtige dar
um, unabhängige Fachleute zu beauftra
gen, die wirtschaftlichen Folgen der  
schweizerischen Nichtbeteiligung am 
E W R  - «seien sie negativ oder  positiv» -
im Detail untersuchen zu  lassen. 

De r  Bundesrat bestätigte im Rahmen 
seiner Bilanz der  Schweizer Integrati
onspolitik gegenüber den Bundesrats
parteien erneut, dass mittelfristig die 
Wiederaufnahme von Verhandlungen 
für einen späteren Beitritt zum EWR-
Abkommen als Option offen bleibe. 
Auch die Option des Beitritts der 
Schweiz zur Europäischen Gemeinschaft 
bleibe gültig. Für  die Zwischenzeit habe 
der Bundesrat der  E G  und den Mit
gliedsstaaten zugesichert, dass die 
Schweiz eine Isolation verhindern und 
den Weg solidarischer Zusammenarbeit 
in Europa weiterverfolgen wolle. 

Die E G  und ihre Mitgliedsstaaten 
brächten der schweizerischen Lage Ver
ständnis entgegen und hätten die Ab
sicht geäussert, eine neue Philosophie 
für die gegenseitigen Beziehungen zu 
entwickeln, erklärte der Bundesrat. Dies 
können allerdings einige Zei t  dauern, 
denn einerseits müsse zuerst der  EWR-
Vertrag in  Kraft treten und anderseits 
habe die E G  «andere, unmittelbar prio-
ritäre» Angelegenheiten zu bewältigen. 

Landtagssitzungen am Landeskanal übertragen 
Mehr Transparenz in die Arbeit des Parlaments bringen - Nur akustische Übertragung wegen Kosten 

(G. M.) - Dass Landtagssitzungen 
praktisch unter Ausschluss der Öffent
lichkeit stattfinden, soll in Zukunft der 
Vergangenheit angehören. Landtagsprä
sident Dr. Ernst Walch erklärte auf An
frage, dass er den Landtagsabgeordne
ten den Antrag unterbreitet habe, die 
Landtagssitzungen über den Landeska
nal - aus Kostengründen nicht als Fern
sehsendung, sondern nur wie ein Ra
diobericht mit Stehbildern - zu übertra
gen. Sofern die Mehrheit der Abgeord
neten diesem Antrag zustimmt, kann die 
kommende Landtagssitzung vom näch
sten Mittwoch und Donnerstag über den 
Landeskanal bereits mitverfolgt werden. 

Schon im Verlaufe de r  letzten Legisla
turperiode setzte sich Dr. Ernst Walch 
als damaliger FBP-Fraktionssprecher für 
eine offenere Haltung des Landtags ge
genüber der Öffentlichkeit ein. Die Ein
setzung des Landeskanals war für ihn 
der Anlass, um sozusagen als Premiere 
für diesen Fernsehkanal die Übertra
gung der EWR-Debatte aus dem Ple
num zu fordern. Obwohl Landtagssit
zungen in der Regel nicht jene Span
nungselemente aufweisen wie ein Krimi 
oder Western, und auch dramaturgisch 
nicht an die Reality-Shows der deut
schen Privatkanäle heranreichen, so ver
mögen die Direktübertragungen doch 
die Stimmung aus dem Landtagssaal 
wiederzugeben - dem interessierten Zu
schauer oder Zuhörer geben sie ein 
wirklichkeitsnahes Bild der politischen 
Arbeit unseres Parlaments. 

Kostenfrage setzt Grenzen 
Fernseh-Direktübertragungen sind, 

das zeigte sich bei der  Übertragung der 
EWR-Debatte und der kurzen Sitzung 
anlässlich der Beilegung der Staatskrise, 
recht aufwendig zu realisieren und dem
nach sehr kostenintensiv. Nach Ab
klärungen von Landtagspräsident Dr .  
Ernst Walch müsste für die kommende 
zweitägige Landtagssitzung bei vollum
fänglicher Übertragung der  gesamten 

Sitzungsdauer mit einem Kostenauf
wand von rund 50 000 Fr. gerechnet wer
den. Der Landtagspräsident Iiess des
halb die kostengünstigere Variante ab
klären, bei der die Wiedergabe des Ge
sprochenen im Mittelpunkt steht. Vorge
sehen ist nach seinen Worten die Über
tragung der Debatten und Diskussionen 
über den Landeskanal, wobei zum bes
seren Verständnis für die Zuhörer  bzw. 
Zuschauer der jeweilige Redner  mit ei
nem Standbild eingeblendet und dieses 
Bild mit dessen Namen versehen werden 
soll. Die Kosten für diese A r t  der  Direk
tübertragung beziffern Fachleute, wie 
der  Landtagspräsident erklärte, mit ei
nem Aufwand von ungefähr 4000 Fr. -

Antrag an die Abgeordneten 
Noch ist die letzte Entscheidung über  

die Landtagsübertragung nicht gefallen, 

denn Landtagspräsident Dr. Ernst 
Walch hat seine Vorstellungen den übri
gen Landtagsabgeordneten erst in einem 
Schreiben mitgeteilt. «Sollte sich eine 
Mehrheit der Abgeordneten gegen eine 
Direktübertragung aus dem Landtag 
aussprechen», erklärte der  Landtagsprä
sident, «so würde ich auf die Durch
führung verzichten.» Allerdings gibt er 
zu verstehen, dass ihm ein solches Vor
gehen leid tun würde, zumal bei den 
Landtagssitzungen jeweils nur sehr we
nige Zuhörer im schmalen und platzmäs-
sig eingeschränkten Zuhörerraum anwe
send seien. E r  ist jedoch der  Überzeu
gung, dass eine Direktübertragung das 
Interesse an der  Landtagsarbeit im spe
ziellen und der Politik im allgemeinen 
fördern würde. Der Landtag hat nach 
seiner Auffassung auch die Verpflich
tung, das Interesse bei der Bevölkerung 
an  seiner Tätigkeit zu wecken und zu 
fördern. 

Bisher wenig medienfreundlich 
Durch den Landtag wird mit dieser 

Massnahme, wenn sie in die Tat umge
setzt wird, ein neuer Wind wehen. Im 
Zusammenhang mit d e r  Beschlussfas
sung über die neue Geschäftsordnung 
befasste sich der Landtag im Jahre 1987 
ebenfalls mit der  Frage der Medien, wo
bei sich damals sehr unterschiedliche 
Auffassungen über die Öffnung des  
Landtags in Richtung Öffentlichkeit 
zeigten. Insbesondere de r  damalige 
Landtagspräsident Dr. Karlheinz Ritter 
(VU) entpuppte sich als Vertreter einer 
sehr restriktiven Zulassungspolitik für 
die Medien im Landtagssaal während 
den Verhandlungen. E r  gab unumwun
den seiner Befürchtung Ausdruck, d e r  
sich einige andere Abgeordnete eben
falls anschlössen, dass bei Anwesenheit 

Landtagspräsident Dr. E m s t  Walch der elektronischen Medien (noch) mehr 
möchte die Landtagssitzungen über den zum Fenster hinausgeredet werde, weil 
Landeskanal übertragen lassen. ein Fernsehauftritt allemal ein wähler-

(Bild: Roland Korner) wirksames Spektakel sein könnte. 

• • 

Schweizer Ubergang 
zu Mehrwertsteuer 

Bern (spk) Die Mehrwertsteuer-Vor-
lage ist unter Dach. Der Ständerat hat 
sich am Donnerstag ebenfalls dafüraus
gesprochen, den Uebergang zur .Mehr
wertsteuer (MWSt) mit einer Verbilli-
gung der Krankenkassenprämien abzu
federn. Jetzt wollen sich die Standesver
treter beim Stimmbürger für den MWSt-
Satz von 6,5 Prozent einsetzen, wie d e r  
Tenor im erleichterten «Stöckli» lautete. 

Gegen das Einlenken hatte sich am 
Schluss nur noch Giorgo Morniroli 
(Lega/TI) gestellt, der weiterhin an  d e r  
Alimentierung der Arbeitslosenversi
cherung festhalten wollte. Mit 38:1 Stim
men übernahm der Ständerat abe r  die 
Lösung des Nationalrats, mit den 5 Pro
zent des MWSt-Ertrags (rund 500 Mio 
Franken) als soziale Abfederung die 
Krankenkassenprämien für untere Ein
kommenschichten gezielt zu verbilligen. 

Mit dem Mehrwertsteuerpaket liege 
nun eine «taugliche Gesamtlösung» vor, 
betonte Kommissionspräsident Riccardo 
Jagmetti (FDP/ZH): «Die Zeit  für einen 
Erfolg beim Stimmbürger ist gekom
men.» Laut Paul Gemperli (CVP/SG) 
hält sich die «allgemeine Unzufrieden
heit» in Grenzen, doch sei der  System
wechsel jetzt endlich geschafft. 
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